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Öffentliche Einrichtungen 

müssen deshalb überprüfen, 

inwieweit ihre Einnahmen und 

Vereinbarungen zukünftig der 

Umsatzsteuer unterliegen oder 

-

stehen. Gleichzeitig sind die 

Beschäftigten zu informieren, 

Verträge mit den richtigen Um-

satzsteuerklauseln zu versehen 

und viele interne Abläufe an-

zupassen. Dabei ist zu berück-

sichtigen, dass alle Fachberei-

che einbezogen werden. Die 

Anpassung der Verwaltungs-

prozesse nimmt erfahrungsge-

mäß einen längeren Zeitraum 

in Anspruch und sollte bei der 

Planung des Prozesses berück-

sichtigt werden. Insbesondere 

aus dem Grund, weil innerhalb 

der Verwaltung nur in selte-

nen Fällen eine Stelle über den 

notwendigen Gesamtüberblick 

verfügt. 
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Gleichzeitig steigen die Steuer-

-

chen Verwaltung. Dabei ist zu 

beachten, dass die unrichtige 

oder unvollständige Einreichung 

von Steuererklärungen erhebli-

darüber hinaus strafrechtliche 

Konsequenzen für gesetzliche 

Vertreter und Beschäftigte nach 

sich ziehen kann. Die Steuer-

gesetzgebung ist komplex und 

unternehmerischer und Ho-

heits-Bereich sind nicht immer 

leicht voneinander abzugren-

zen. Beschäftigte müssen auch 

in großen Strukturen steuerlich 

relevante Sachverhalte als solche 

erkennen und an die zuständi-

ge Abteilung weiterleiten. Damit 

kann die Abgabe unvollständi-

ger Steuererklärungen durch 

die Verwaltung nie ganz ausge-

schlossen werden. 

Leider geht die Finanzverwal-

tung vermehrt dazu über, blo-

ße Berichtigungen von Steuer-

erklärungen als 

Se lbst anze ige 

zu werten, das 

heißt, sie unter-

stellt Steuerhin-

terziehung oder 

zumindest eine 

grob fahrlässige 

Steuerverkür-

zung. Damit birgt 

eine Berichtigung 

von ungewollten 

Fehlern ein straf-

hat die Finanzverwaltung sich 

zur Abgrenzung zwischen Be-

-

zeige geäußert. Danach kann bei 

Vorliegen eines funktionieren-

den internen Kontrollsystems für 

Steuern ein Organisationsversa-

-

elle Haftungsrisiken lassen sich 

somit durch ein konzeptionell 

überzeugendes Tax Compliance 

Management System vermeiden. 

-

-

Soweit Kommunen doppisch 

buchen, sind sie regelmäßig 

auch gehalten, einen Gesamt-

abschluss zu erstellen, d. h. 

ihre Auslagerungen sind so 

abzubilden, als seien sie ein 

“Konzern”. Leider bleiben hier 

viele Kommunen noch hinter 

den gesetzlich vorgegebenen 

Zielen zurück.

Auch in Hessen geben HGO 

und LKO vor, den erstmaligen 

Gesamtabschluss zum 31. 

Dezember 2015 bis zum 30. 

September 2016 aufzustellen. 

Dieses Ergebnis erreichte kei-

ner der geprüften Landkreise. 

Ähnlich sah es bei den 17 pa-

rallel untersuchten hessischen 

Städten aus, die zum Fristende 

lediglich in der Vorbereitung 

zum Gesamtabschluss mehr 

oder weniger Fortschritte auf-

wiesen.

Bundesweit nehmen auf 

kommunaler Ebene v. a. die 

hessische Stadt Dreieich (Ge-

samtabschluss 2006) und die 

niedersächsische Stadt Salz-

gitter (Pilot-Gesamtabschluss 

2008) eine Pionierrolle ein. 

Unter den Großstädten kommt 

der Stadt Frankfurt am Main 

eine Vorreiterrolle zu, die be-

reits zum Geschäftsjahr 2009 

einen ersten konsolidierten Ge-

samtabschluss vorlegte.

Insgesamt zeigt dies, dass das 

Gros der Kommunen die ge-

setzlichen Anforderungen noch 

nicht erfüllt und auch der Weg 

zum Ziel “Gesamtabschluss” 

noch steinig ist. Erfahrungs-

gemäß liegt der Zeitaufwand 

für die Aufstellung eines Ge-

samtabschlusses im laufen-

den Prozess zwischen 80 und 

200 Stunden. Für den ersten 

Gesamtabschluss ist mit dem 

doppelten bis dreifachen Zeit-

aufwand, also rund 200 bis 600 

Stunden, zu rechnen. Dabei ist 

ein intensiver Informations- 

und Datenaustausch mit den 

in den Konsolidierungsprozess 

einzubeziehenden Aufgaben-

trägern unerlässlich. Es gilt, 

einen ausgereiften Konsolidie-

rungsprojektplan, eine Kon-

solidierungsrichtlinie und ei-

nen “Konzern”-Kontenrahmen 

aufzustellen. Ebenfalls muss 

klar sein, in welchem System 

die Konsolidierungsbuchun-

gen umgesetzt werden, z. B. 

in bereits eingesetzter Finanz-

software oder spezieller Kon-

solidierungssoftware, und 

wie letztlich die Schnittstelle 

zwischen den Summen- und 

Saldenlisten von Kernhaushalt 

und Aufgabenträgern mit dem 

Konsolidierungssystem zu de-

einen intensiven Austausch 

zwischen den Kommunen. 

Als Hilfestellung für die ge-

prüften Kommunen haben 

wir einen indikativen Gesamt-

abschluss erstellt und den 

Jahresergebnissen gegen-

übergestellt. Die so errech-

neten Ergebnisse lagen zwar 

von über zehn Millionen Euro 

positiv bis zu sechs Millionen 

Euro negativ gegenüber dem 

jeweiligen Jahresergebnis des 

Kernhaushalts. Insgesamt wa-

ren die so ermittelten indika-

tiven Gesamtergebnisse aber 

nicht auffällig. Wie aber auch 

immer der Zeiger ausschlägt, 

der Nutzen liegt in der allum-

fassenden Darstellung von Ge-

samt-Schulden und Gesamt-

transparenteren Aufbereitung 

der Haushaltslage des “Kon-

zern Kommune”.

-

Der kommunale Gesamtabschluss
von Dr. Ulrich Keilmann

Dr. Ulrich Keil-

mann leitet die 

Abteilung Über-

örtliche Prüfung 

kommunaler 

Körperschaften 

beim Hessischen Rechnungshof 

in Darmstadt.
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Für das kommende Jahr rech-

nen Deutschlands Kämmerer 

eher mit einem Ende der po-

sitiven Entwicklung als mit ei-

nem weiteren Schuldenabbau: 

48 Prozent der für die aktuelle 

EY-Kommunenstudie befrag-

ten Städte planen, zusätzliche 

Schulden aufzunehmen, nur 41 

Prozent gehen von einer sinken-

den Verschuldung aus.

Das habe zur Folge, dass der 

Großteil der Kommunen an ih-

rem Konsolidierungskurs fest-

halten und in den kommenden 

Monaten Steuern und Gebüh-

Kommunen (76 Prozent) gaben 

an, in diesem und im kommen-

den Jahr kommunale Steuern 

-

len, jede vierte Kommune (25 Pro-

zent) wolle Leistungen streichen.

33 Prozent der Städte und Ge-

meinden wollen die Gebühren 

für Kitas und Ganztagsplätze 

wollen die Friedhofsgebühren 

planen 23 Prozent der Kommu-

vierten Stadt sollen zudem die 

Eintrittspreise etwa für Bäder 

-

tungen steigen. Eine Anhebung 

der Gewerbesteuer steht bei 14 

Prozent der Kommunen auf der 

Agenda. Beliebteste Sparmaß-

Straßenbeleuchtung (acht Pro-

zent). Gespart werden soll auch 

an den Angeboten für Jugendli-

che und Senioren (vier Prozent). 

Ebenfalls vier Prozent der be-

fragten Kommunen wollen den 

Betrieb ihrer Schwimmbäder 

einschränken oder die Bäder 

sogar ganz schließen. 

“Da es viele Kommunen gibt, die 

ihre Schulden nicht mehr alleine 

müssen in den betroffenen Län-

-

den, diese übermäßige Verschul-

dung zurückzuführen”, fordert 

, Part-

ner bei EY. Es seien vor allem die 

kontinuierlich steigenden Sozi-

alausgaben, die den Kommunen 

Sorge bereiten. Erschwerend 

komme hinzu, dass der star-

ke Anstieg der Sozialausgaben 

überproportional stark solche 

-

ell ohnehin angeschlagen seien: 

“Für das laufende Jahr erwarten 

die Kommunen mit Haushalts-

-

ausgaben um durchschnittlich 

4,2 Prozent – die übrigen Städte 

sehen nur ein Plus von 2,8 Pro-

zent”, erläutert . Das Er-

gebnis sei eine Verfestigung der 

Zweiklassengesellschaft unter 

deutschen Kommunen.
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Nachdem die Sachinvestitionen 

der deutschen Kommunen im 

vergangenen Jahr um 4,4 Pro-

zent gestiegen sind, wollen die 

befragten Städte und Gemein-

den auch in diesem Jahr mehr 

investieren. Vor allem für Kitas 

und Schulen soll es mehr Geld 

geben (durchschnittlich plus 

4,3 Prozent), die Ausgaben für 

die IT-Infrastruktur sollen um 

zwei Prozent steigen und in den 

Straßenbau sollen 1,7 Prozent 

-

gesamt rechnen die befragten 

Städte und Gemeinden mit ei-

nem Anstieg ihrer Investitionen 

um 3,2 Prozent. Dabei zeigen 

sich prosperierende Kommunen 

Städte: So planen Kommunen, 

die in diesem Jahr voraussicht-

lich mindestens einen ausgegli-

chen Haushalt erreichen, einen 

Anstieg der Gesamtinvestitio-

nen um 3,5 Prozent, während 

-

zit nur einen Anstieg um 2,7 

Prozent für realistisch halten.
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-

nanzen” wurde aufgelegt, um 

Kommunen bei der Sanierung 

ihrer Haushalte zu helfen. Er 

Gemeinden, ihre Ergebnis-

haushalte auszugleichen. Im 

Gegenzug erhielten sie Kon-

solidierungshilfen. Bei einem 

Großteil der Kommunen führe 

der Haushaltsausgleich jedoch 

nicht zu nachhaltigen Finanzen. 

Den Städten fehle längerfristig 

das Eigenkapital und/oder sie 

nur unzureichend abdecken, 

Die Haushaltskonsolidierung 

in den Kommunen sei vieler-

orts vor allem durch Steuerer-

-

diese Gemeinden längerfristig 

ihre Wirtschaftskraft schwä-

chen und so in eine Abwärtsspi-

rale geraten. Auch sei der bishe-

rige Konsolidierungserfolg zum 

Teil Faktoren zu verdanken, die 

nicht auf Dauer Bestand ha-

ben dürften: das günstige kon-

junkturelle Umfeld, die Hilfen 

des Bundes und die sinkenden 

Geld- und Kapitalmarktzinsen. 

-

nanzschwache Kommunen un-

ter anderem über eine “Solidari-

tätsumlage” an der Finanzierung 

des Stärkungspakts beteiligt 

werden. Hier wäre eine Finanz-

-

lang eine systematische Ana-

lyse, inwieweit die kommunale 

Finanzausstattung ausreichend 

ist. Eine solche Analyse sollte 

sich nicht auf den horizontalen 

Finanzausgleich unter den Kom-

munen beschränken, sondern ei-

nen Systemwechsel hin zu einer 

aufgabenorientierten Bedarfs-

messung ins Auge fassen.
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Der Hauptgeschäftsführer des 

Städtetages,  sagte: 

“Wir wollen, dass unsere Städte 

Chancen für alle Menschen bie-

ten, die in ihnen wohnen. Egal 

ob in Ost, West, Nord oder Süd. 

Bund und Länder müssen dafür 

so ausgestattet sind, ihre Aufga-

die Infrastruktur nicht verfällt. 

Deshalb fordern wir von einer 

Ausbau der Gemeinschaftsauf-

gabe regionale Wirtschaftsstruk-

tur zu einem leistungsfähigen, 

-

dersystem, das Entwicklungs-

chancen für alle Städte bietet 

und das Wachstum in den struk-

Die regionalen Unterschiede hät-

ten in der Vergangenheit vielfach 

zugenommen. Gleichzeitig zeige 

-

gionen in Ostdeutschland, dass 

sich durch Investitionen in die 

Infrastruktur die Chance auf An-

schluss an die allgemeine Ent-

Der Städtetag zeigt sich zudem 

hohen Altschuldenbeständen 

vor allem in strukturschwachen 

Kommunen ergibt, besorgt. Bei 

wieder steigenden Zinsen sei das 

kaum beherrschbar. Betroffene 

-

-

se Städte sollten Unterstützung 

von Bund und Ländern erhal-

ten, erläutert die stellvertreten-

de Hauptgeschäftsführerin des 

Städtetages, : 

“Kommunen mit Kassenkredi-

-

-

nanzpolitische Katastrophe lau-

fen. Hier ist der Bund gefordert, 

zusammen mit den jeweiligen 

Ländern in der neuen Legisla-

-

schuldenproblems anzugehen.”


